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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

DREIZEHNTE RICHTLINIE DES RATES

vom 17. November 1986

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern — Verfahren der Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht im

Gebiet der Gemeinschaft ansässige Steuerpflichtige

(86/560/EWG)

linie 79/ 1072/EWG ausrichtet und dabei den unter­
schiedlichen Verhältnissen in den Drittländern Rechnung
trägt.

Bestimmte Formen der Steuerhinterziehung und Steuer­
umgehung müssen vermieden werden —

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 99
und 100,

gestützt auf die Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem : einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage ('), insbesondere auf
Artikel 17 Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (3),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (4),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Richtlinie 79/ 1072/EWG über das Verfahren zur
Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht im Inland ansäs­
sige Steuerpflichtige bestimmt in Artikel 8 : „Es steht den
Mitgliedstaaten frei , bei nicht im Gebiet der Gemein­
schaft ansässigen Steuerpflichtigen die Erstattung auszu­
schließen oder von besonderen Bedingungen abhängig zu
machen ."

Eine harmonische Entwicklung der Handelsbeziehungen
zwischen der Gemeinschaft und den Drittländern sollte
dadurch gewährleistet werden , daß man sich an der Richt

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie gilt

1 . als nicht im Gebiet der Gemeinschaft ansässiger
Steuerpflichtiger derjenige Steuerpflichtige nach
Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 77/388/EWG, der in
dem Zeitraum nach Artikel 3 Absatz 1 der vorlie­
genden Richtlinie in diesem Gebiet weder den Sitz
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit noch eine feste
Niederlassung, von i/o aus die Umsätze bewirkt
worden sind, noch — in Ermangelung eines solchen
Sitzes oder einer festen Niederlassung — seinen
Wohnsitz oder üblichen Aufenthaltsort gehabt hat und
der in dem gleichen Zeitraum in dem in Artikel 2
genannten Mitgliedstaat keine Gegenstände geliefert
oder Dienstleistungen erbracht hat, mit Ausnahme
von :

a) Beförderungsumsätzen und den damit verbundenen
Nebentätigkeiten , die gemäß Artikel 14 Absatz 1
Buchstabe i), Artikel 15 oder Artikel 16 Absatz 1
Teile B, C und D der Richtlinie -77/388/EWG
steuerfrei sind ;

b) Dienstleistungen, bei denen die Steuer gemäß
Artikel 21 Nummer 1 Buchstabe b) der Richtlinie
77/388/EWG lediglich vom Empfänger geschuldet
wird ;

(') ABl . Nr. L 145 vom 13 . 6 . 1977, S. 1 .
(2) ABl . Nr. C 223 vom 27. 8 . 1982, S. 5, und
ABl . Nr. C 196 vom 23 . 7 . 1983 , S. 6 .

(3) ABl . Nr. C 161 vom 20 . 6 . 1983, S. 111 .
(4) ABl . Nr. C 176 vom 4. 7 . 1983 , S. 22.
n ABl . Nr. L 331 vom 27. 12. 1979, S. 11 .
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77/388/EWG, wie dieser im Mitgliedstaat der Erstattung
angewendet wird, bestimmt.

(2) Die Mitgliedstaaten können jedoch den Ausschluß
bestimmter Ausgaben vorsehen oder die Erstattung von
zusätzlichen Bedingungen abhängig machen .
(3) Die vorliegende Richtlinie gilt nicht für Liefe­
rungen von Gegenständen, die steuerfrei sind oder nach
Artikel 15 Nummer 2 der Richtlinie 77/388/EWG von
der Steuer befreit werden können .

Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser
Richtlinie spätestens am 1 . Januar 1988 nachzukommen .
Diese Richtlinie betrifft nur Erstattungsanträge für die
Mehrwertsteuer auf den Erwerb von Gegenständen oder
die Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die ab
diesem Zeitpunkt in Rechnung gestellt werden, oder auf
Einfuhren, die ab diesem Zeitpunkt getätigt werden .
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen ; sie unterrichten die Kommission darüber,
welchen Gebrauch sie von der Möglichkeit des Artikels 2
Absatz 2 machen. Die Kommission setzt die anderen
Mitgliedstaaten davon in Kenntnis .

Artikel 6

Die Kommission legt dem Rat und dem Europäischen
Parlament nach Konsultation der Mitgliedstaaten binnen
drei Jahren nach dem in Artikel 5 genannten Zeitpunkt
einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie,
insbesondere des Artikels 2 Absatz 2, vor.

Artikel 7

Artikel 17 Absatz 4 letzter Satz der Richtlinie
77/388/EWG und Artikel 8 der Richtlinie 79/ 1072/EWG
treten in jedem Mitgliedstaat mit dem jeweiligen Zeit­
punkt der Anwendung dieser Richtlinie, in jedem Fall
aber zu dem in Artikel 5 der vorliegenden Richtlinie
genannten Zeitpunkt außer Kraft.

Artikel 8

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 17. November 1986 .

2 . als Gebiet der Gemeinschaft die Gebiete der Mitglied­
staaten , in denen die Richtlinie 77/388/EWG Anwen­
dung findet.

Artikel 2

( 1 ) Unbeschadet der Artikel 3 und 4 erstattet jeder
Mitgliedstaat einem Steuerpflichtigen, der nicht im
Gebiet der Gemeinschaft ansässig ist, unter den nachste­
hend festgelegten Bedingungen die Mehrwertsteuer, mit
der die ihm von anderen Steuerpflichtigen im Inland
erbrachten Dienstleistungen oder gelieferten beweglichen
Gegenständen belastet wurden oder mit der die Einfuhr
von Gegenständen ins Inland belastet wurde, soweit diese
Gegenstände und Dienstleistungen für Zwecke der in
Artikel 17 Absatz 3 Buchstaben a) und b) der Richtlinie
77/388/EWG bezeichneten Umsätze oder der in Artikel 1
Nummer 1 Buchstabe b) der vorliegenden Richtlinie
bezeichneten Dienstleistungen verwendet werden .

(2) Die Mitgliedstaaten können die Erstattung nach
Absatz 1 von der Gewährung vergleichbarer Vorteile im
Bereich der Umsatzsteuern durch die Drittländer
abhängig machen .

(3) Die Mitgliedstaaten können die Benennung eines
steuerlichen Vertreters verlangen .

Artikel 3

( 1 ) Die Erstattung nach Artikel 2 Absatz 1 erfolgt auf
Antrag des Steuerpflichtigen . Die Mitgliedstaaten
bestimmen die Modalitäten für die Antragstellung
einschließlich der Antragsfristen, des Zeitraums, auf den
der Antrag sich beziehen muß, der für die Einreichung
zuständigen Behörden und der Mindestbeträge, für die die
Erstattung beantragt werden kann . Sie legen auch die
Einzelheiten für die Erstattung, einschließlich der Fristen,
fest. Sie legen dem Antragsteller die Pflichten auf, die
erforderlich sind, um die Begründetheit des Antrags beur­
teilen zu können und um Steuerhinterziehungen zu
vermeiden, und verlangen insbesondere den Nachweis,
daß er eine wirtschaftliche Tätigkeit entsprechend Artikel
4 Absatz 1 der Richtlinie 77/388/EWG ausübt. Der
Antragsteller hat durch eine schriftliche Erklärung zu
bestätigen, daß er in dem festgelegten Zeitraum keinen
Umsatz bewirkt hat, der nicht den in Artikel 1 Nummer
1 der vorliegenden Richtlinie genannten Bedingungen
entspricht .

(2) Die Erstattung darf nicht zu günstigeren Bedin­
gungen erfolgen als für in der Gemeinschaft ansässige
Steuerpflichtige .

Artikel 4

( 1 ) Für die Anwendung dieser Richtlinie wird der
Anspruch auf Erstattung nach Artikel 17 der Richtlinie

Im Namen des Rates

Der Präsident

N. LAWSON


